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Gemeinsame Erklärung 

der Regierungschefs der Mitgliedsländer der ARGE ALP

zur Weiterentwicklung einer effizienten und nachhaltigen

gemeinsamen Verkehrsstrategie aufbauend auf iMONITRAF!

Beschluss der Regierungschefkonferenz der ARGE ALP
Galtür, 28.06.2013
Die Regierungschefs der Mitgliedsländer der Arge Alp vereinbaren, die Zusammenarbeit zur Weiterentwicklung einer effizienten und nachhaltigen gemeinsamen Verkehrsstrategie entsprechend den im Rahmen des iMONITRAF!-Projektes geteilten und beschlossenen Leitlinien zu unterstützen. Dies besonders auch unter Mitwirkung der Mitgliedsländer der Arge Alp. 

Die Alpenländer setzen auf die Schiene als umweltfreundlichen Verkehrsträger. Als Ziel der gemeinsamen Verkehrsstrategie sollen neben der Verbesserung der verkehrsbedingten Umweltbelastungen auch die Auslastung der Schienenkapazitäten im Alpenraum und die Sicherstellung der Kapazitäten auf den Zulaufstrecken im Vordergrund stehen. 
Die Regierungschefs der Mitgliedsländer der Arge Alp fordern daher, dass die Bedingungen für echte Verlagerungseffekte erfüllt werden und echte Verlagerungsmaßnahmen im Sinne der Nachhaltigkeit der Abwicklung des Gütertransportes über die Alpen ergriffen werden. 
Um dies zu erreichen, haben sich die Regionen auf eine gemeinsame Verlagerungspolitik zu verständigen, die im Kern neue Instrumente zur Verkehrssteuerung und neue Technologien und Anlagen zur Verkehrslenkung umfassen soll. Auch eine Kapazitätsbewirtschaftung der Verkehrsträger ist anzudenken. An der Erarbeitung dieser gemeinsamen Verlagerungspolitik und der neuen Instrumente der Verkehrssteuerung in den dafür zuständigen Institutionen sollen die Mitgliedsländer der Arge Alp aktiv mitarbeiten können. 

Die Regierungschefs der Mitgliedsländer der Arge Alp begrüßen die am 10. Juni 2013 erfolgte Ratifikation des Verkehrsprotokolls der Alpenkonvention durch die EU als einen wesentlichen Schritt hin zu einer verstärkten Verlagerung insbesondere des Güterverkehrs auf die Schiene, zur Gewährleistung von fairen Wettbewerbsbedingungen unter den Verkehrsträgern und zu einer verbesserten Koordination des alpenquerenden Verkehrs. 

Begründung

Alle Prognosen gehen von massiven Zunahmen des Güterverkehrs in der EU und insbesondere in den Alpen aus. Fast zwei Drittel des gesamten europäischen alpenquerenden Straßengüterverkehrs entfallen auf den Ostalpenraum mit den Mitgliedsländern der Arge Alp. Der stetig steigende Güterverkehr führt zu Umweltproblemen und zu einer Beeinträchtigung der Gesundheit der betroffenen Bevölkerung. Alle bisher gesetzten Maßnahmen haben nicht die Erwartungen einer signifikanten Verbesserung der Immissionsbelastungen entlang der Alpenkorridore erfüllt (weder das im Protokoll Nr. 9 des Beitrittsvertrags Österreichs zur EU vereinbarte Ziel einer nachhaltigen und umweltgerechten Reduktion der NOx-Emissionen um 60 % bis 2003, noch die Verschärfung der Emissions-grenzwerte für neu zugelassene Kfz, noch die Neuregelung der Wegekosten). Es besteht vielmehr weiter Handlungsbedarf im Luftqualitätsbereich bezüglich der Einhaltung der EU-Grenzwerte. 

Die Staaten und Regionen in den Alpen, die mit derselben Problematik (überproportionales Verkehrswachstum, Beeinträchtigung von Umweltzielen und der Lebensqualität, schwindende Akzeptanz der Verkehrsbelastung durch die Bevölkerung) konfrontiert sind, haben begonnen, eigene Strategien zu entwickeln, um die negativen Folgen des Verkehrs einzudämmen. Diese Bemühungen führten zu sehr unterschiedlichen Rahmenbedingungen für den alpenquerenden Lkw-Verkehr in den einzelnen Korridoren (z.B. verschiedene Mauttarife und -systeme, ordnungspolitische Maßnahmen, Kontrolldichte im LKW - Verkehr, etc.) und in weiterer Folge zu Verkehrsverlagerungseffekten zwischen den Alpentälern durch Umwegfahrten. 

Einigkeit besteht grundsätzlich im gesamten Alpenraum darin, dass die Eisenbahnen künftig eine stärkere Rolle im Güterfernverkehr übernehmen müssen.
Die Regierungschefkonferenz der Arge Alp begrüßt die Fortschritte beim Ausbau der alpenquerenden Hochgeschwindigkeitsbahnen, durch die neue Kapazitäten insbesondere entlang der Simplon-Lötschberg-Bahn und des Gotthardkorridors (NEAT) sowie des Brenner-Korridors geschaffen wurden. Der Gotthard-Bahntunnel soll in wenigen Jahren für den alpenquerenden Verkehr zur Verfügung stehen
. Am Brennerkorridor wurde im November 2012 das wichtige Teilstück im Unterinntal in Betrieb genommen, das bisher – wegen der Überlagerung von Nord-Süd und Ost-West-Verkehren – eine Engstelle im europäischen Bahnnetz darstellte. Für den Brenner Basistunnel (BBT) wurden in Italien, Österreich und der EU Finanzierungsbeschlüsse für die nächsten Finanzperioden gefasst. Im Alpenraum leisten auch die Regionen Südtirol, Trentino und Tirol einen wichtigen finanziellen Beitrag für den Ausbau des europäischen TEN-V Korridors Helsinki – Valletta. Die Arbeiten am BBT sind voll angelaufen, es wurden bereits Stollen mit einer Länge von 26 km ausgebrochen. Die Inangriffnahme der gemeinsamen Planung der nördlichen Zulaufstrecke wurde zwischen Deutschland und Österreich vereinbart. Auch für die Zulaufstrecke im Süden wurden die erforderlichen Schritte gesetzt, um die Fertigstellung bis zur Verkehrsfreigabe des BBT im Jahr 2026 zu gewährleisten. Die neuen Bahnhochgeschwindigkeitsachsen können ihre Funktion nur erfüllen, wenn neben neuen Basistunneln auch die Zulaufstrecken ausgebaut werden und durch die Transportanbieter attraktive Alternativen zum Straßentransport realisiert werden sowie die Voraussetzungen für den kombinierten Verkehr verbessert werden. 

Es muss jedoch betont werden, dass das Interesse der Alpenregionen an der Realisierung dieser internationalen Transversalen in erster Linie der Verfolgung umweltpolitischer Zielsetzungen
zuzuschreiben ist und dann verkehrswirtschaftlichen Erfordernissen in den Regionen. Der Bahnausbau in den Alpentälern ist – topografisch bedingt – sehr aufwändig und wegen des hohen Anteils an Tunnel- und Brückenbauwerken besonders kostenintensiv. Angesichts dessen ist die Nutzung dieser Kapazitäten durch Verlagerung von Güterfernverkehren auf die Schiene besonders geboten. 
Die EU verfolgt mit ihrer Verkehrspolitik sowohl marktwirtschaftliche als auch ökologische Ziele. Dementsprechend trägt das Weißbuch zur Verkehrspolitik
 aus dem Jahr 2011  auch den Titel „Fahrplan zu einem einheitlichen europäischen Verkehrsraum – Hin zu einem wettbewerbsorientierten und ressourcenschonenden Verkehrssystem“. Nicht zuletzt mit dem Ausbau des TEN-V Netzes im Hinblick auf die Koordinierung und Integration der Maßnahmen und der verschiedenen Verkehrsträger soll die Verlagerung von Güterfernverkehren auf die Schiene ermöglicht und damit Ressourcen geschont, Treibhausgase verringert, die Ölabhängigkeit im Verkehr reduziert und der Überlastung auf den Straßen Rechnung getragen werden. 
Die politischen Ziele der Union und der Regionen decken sich insofern, als mit dem Ausbau der TEN-Strecken Verlagerungen von Güterfernverkehren von der Straße auf die Schiene ermöglicht werden sollen. 
Mit der Verkehrsfreigabe von neuen Bahnstrecken werden Engstellen beseitigt und die Kapazitäten im Bahnnetz sukzessive erhöht. Die aktuellen Entwicklungen im alpenquerenden Güterverkehr zeigten, dass sowohl in der Schweiz als auch am Brenner der Anteil der Schiene an den beförderten Waren 2012 gesunken ist. Die Rahmenbedingungen für den Güterfernverkehr sind europaweit so zu gestalten, dass nicht nur Umwegverkehre in den sensiblen Alpentälern reduziert werden, sondern auch zusätzliche Bahnkapazitäten verstärkt genutzt werden. 

Die Ursachen für die Verkehrsentwicklung liegen außerhalb des Alpenraums und können daher nicht losgelöst von den den europäischen Kontext betreffenden Strategien, betrachtet werden. Auf Grund der Komplexität der Problemstellung ist nur ein zwischen den Regionen abgestimmter Lösungsansatz erfolgversprechend. Ein gemeinsames Auftreten der Regionen des Alpenraums gegenüber den Nationalstaaten und den Institutionen der Europäischen Union verleiht der Alpenregion mehr Gewicht.

Die alpenweiten Netzwerke sind daher sowohl auf politischer als auch Expertenebene fortzusetzen und zu vertiefen.

Im Vorjahr vereinbarten sieben Mitgliedsregionen des iMONITRAF!-Projektes die Zusammenarbeit für eine gemeinsame Verkehrsstrategie in den Alpenregionen. In der Resolution von Lyon (31.5.2012) wurden folgende Elemente als Grundlage für die Kooperation beschlossen:

1. eine gemeinsame langfristige Vision für ein nachhaltiges Verkehrssystem im Alpenraum, 

2. gemeinsame kurz- und mittelfristige Ziele zur Umsetzung dieses Entwicklungsweges, 

3. gemeinsame Maßnahmen, die diese Ziele fördern und zu einem besser harmonisierten Verkehrssystem führen, darunter der Einsatz neuer Steuerungsinstrumente, 
4. ein Aktionsplan zur Fortführung der Zusammenarbeit und des iMONITRAF!-Netzwerks.
Um diese strategischen Ziele zu verwirklichen, ist im November 2012 die Fortsetzung des Projektes iMONITRAF! eingeleitet worden. Derzeit sind die beteiligten Regionen bereits dabei, Daten und Dokumente von Bedeutung zu sammeln und operativ zu aktualisieren. Diese Arbeit wird es erlauben, den Fundus der aktuell verfügbaren Dokumentation nicht nur zusammenzuhalten, sondern dieses Wissen auch anderen an Verkehrsthemen Interessierten zur Unterstützung anzubieten. Darüber hinaus entsprechen diese Aktivitäten auch den Zielsetzungen der Makroregion Alpen, mit der die effizientesten Synergien zur Realisierung der gemeinsamen Ziele gebildet und umgesetzt werden. 

�  Geplante Verkehrsfreigabe: Ende 2016


� Verkehrsemissionen wirken sich in den engen Alpentälern wesentlich ungünstiger aus als in Ge-bieten mit guten Luftausbreitungsbedingungen Die Emissionen eines Fahrzeugs haben in Alpentälern einen um den Faktor 3 stärkeren Effekt auf die Immissionsbelastung.


�  KOM(2011) 144 vom 28.3.2011
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